
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen,   30. Juni 2022  

 
Mandantenbrief Mai/Juni 2022 

 
Sehr geehrte Mandanten, 
 
nachfolgend erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen 
möchte ich insbesondere hinweisen: 
 
Allgemein 

· Transparenzregister - Wegfall der Mitteilungsfiktion 
· Billigkeitsregelungen: Steuerliche Maßnahmen zur Unterstützung der vom Krieg in 

der Ukraine Geschädigten 
 

Einkommensteuer 
· Kürzere Abschreibungsdauer für technische Ausstattung bei PC und Co. 
· Unwetterschäden steuerlich geltend machen 
· Zur Besteuerung von Gewinnen aus der Veräußerung von Kryptowährungen 

 
Lohn- und Gehalt 

· Für zusammengeballte Überstundenvergütungen ermäßigter Steuersatz 
· Zur Rechtswirksamkeit der Kündigung eines Arbeitsverhältnisses per WhatsApp 

 
Grunderwerbsteuer / Umwandlungssteuerrecht 

· Zur Befreiung von der Grunderwerbsteuer bei Ausgliederung zur Neugründung 
 

Gewerbesteuer 
· Wann und warum erfolgt eine Gewerbesteuerzerlegung 

 
Mit freundlichen Grüßen 

 
 
 
 
 
 
 
 



 
Termine Steuern/Sozialversicherung Juni/Juli 2022 
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidari-
tätszuschlag 

10.06.20221 11.07.20222 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.06.2022 entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszu-
schlag 

10.06.2022 entfällt 

Umsatzsteuer 10.06.20223 11.07.20224 

Ende der Schon-
frist obiger 
Steuerarten bei 
Zahlung durch: 

Überweisung5 13.06.2022 14.07.2022 
Scheck6 10.06.2022 11.07.2022 

Sozialversicherung7 28.06.2022 27.07.2022 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszu-
schlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidari-
tätszuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten Gewinnaus-

schüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt 
abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern (ohne Dau-

erfristverlängerung) für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungs-

zeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag 
oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine 
Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des 
Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt 
als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um Säum-
niszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein einheitlicher Ab-
gabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens zwei Arbeitstage vor 
Fälligkeit (d. h. am 25.03.2022/25.04.2022, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten 
sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten 
etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die 
Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 



 

Allgemein 

Transparenzregister - Wegfall der Mitteilungsfiktion 
Mit Wirkung zum 01.08.2021 ist die Meldefiktion weggefallen und das Transparenz-
register zum Vollregister erstarkt. Dies hat zur Folge, dass zuvor entbehrliche Mittei-
lungen nun erforderlich werden. Als Erleichterung hat der Gesetzgeber für Vereini-
gungen, die bis zum 31.07.2021 von einer Mitteilungspflicht befreit waren, Über-
gangsfristen normiert. 
Demnach müssen 
· Aktiengesellschaften, SE und Kommanditgesell-schaften auf Aktien bis spätestens 

31.03.2022, 

· Gesellschaften mit beschränkter Haftung, Genossenschaften, europäische Genossenschaf-
ten oder Partnerschaften bis spätestens 30.06.2022 und 

· alle anderen Mitteilungspflichtigen bis spätestens 31.12.2022 

ihre Mitteilung vornehmen. 
Achtung: Gemäß den Nebenbestimmungen bei gewährten Coronahilfen sind die tat-
sächlichen Eigentümerverhältnisse der Antragsteller durch Eintragung der wirtschaft-
lich Berechtigten in das Transparenzregister aufzunehmen. Diese Verpflichtung ist 
bis spätestens zur Einreichung der Schlussabrechnung zu erfüllen. 
Falls der Verpflichtung zur Eintragung der wirtschaftlich Berechtigten in das Transpa-
renzregister nicht nachgekommen wurde, sind die Überbrückungshilfen in voller Ho-
he zurückzuzahlen. 
Hinweis: Ich habe für die eintragungspflichtigen Firmen die Eintragung für Sie 
vorgenommen. 

Billigkeitsregelungen: Steuerliche Maßnahmen zur Unterstützung der 
vom Krieg in der Ukraine Geschädigten 
Das Bundesfinanzministerium (BMF) hat am 17.03.2022 ein "Schreiben" zur Aner-
kennung gesamtgesellschaftlichen Engagements im Zusammenhang mit dem Krieg 
in der Ukraine erlassen. Die Regelungen gelten für Maßnahmen, die vom 
24.02.2022 bis zum 31.12.2022 durchgeführt werden.  
Das BMF hat Billigkeitsregelungen zu folgenden Punkten erlassen: 
· Spendennachweis: statt einer Zuwendungsbestätigung genügt der Zahlungsnachweis. 

· Spendenaktionen: Maßnahmen zur Unterstützung der vom Krieg in der Ukraine Geschädig-
ten sowie die vorübergehende Unterbringung von Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine, interes-
sant für gemeinnützige Vereine mit abweichenden Satzungszwecken. Die entsprechenden 
Hilfeleistungen sind dem Zweckbetrieb i. S. d. § 65 AO zuzuordnen. 

· Steuerliche Behandlung von Zuwendungen aus dem Betriebsvermögen: Sponsoring-Aufwand 
als Betriebsausgabe abzugsfähig, wenn darauf öffentlichkeitswirksam hingewiesen wird. 

· Arbeitslohnspenden: Verzicht auf Aufsichtsratsvergütungen - der Verzicht auf Auszahlung 
von Teilen des Arbeitslohns oder der AR-Vergütung bleibt unter bestimmten Voraussetzun-
gen steuerfrei. 

· Umsatzsteuer: die Überlassungen von Sachmitteln, Räumen sowie von Personal ist steuer-
befreit. Der Vorsteuerabzug bei einhergehenden Nutzungsänderungen bleibt unter bestimm-
ten Voraussetzungen bestehen. 

· Unentgeltliche Überlassung von Wohnraum: interessant für private Unternehmen mit Unter-
künften (Hotel-, Ferienzimmer), die Überlassung ist unter bestimmten Voraussetzungen steu-



 
erbefreit. 

· Steuerbefreiung nach § 13 ErbStG auf etwaige Schenkungen.  

Die Aufzählung erläutert lediglich in Stichworten. Das Schreiben erläutert die ge-
nannten Punkte ausführlich. 
Das BMF hat zudem am 01.04.2022 zwei weitere Erlasse zur Unterbringung von 
Kriegsflüchtlingen aus der Ukraine veröffentlicht. 
1. Unterbringung von Kriegsflüchtlingen aus der  

Ukraine durch Vermietungsgenossenschaften und Vermietungsvereine im Sinne 
des § 5 Absatz 1 Nummer 10 KStG 

2. Gleichlautende Erlasse der obersten Finanzbehörden der Länder zu Billigkeits-
maßnahmen im Zusammenhang mit der Unterbringung von Kriegsflüchtlingen aus 
der Ukraine bei der Anwendung der erweiterten Kürzung nach § 9 Nummer 1 Satz 
2 ff. Gewerbesteuergesetz (GewStG) 

Einkommensteuer 

Kürzere Abschreibungsdauer für technische Ausstattung bei PC und Co. 
Computerhardware und Software sind wie alle anderen abnutzbaren Wirtschaftsgüter 
zwar über die Nutzungsdauer abzuschreiben. Jedoch hat das Bundes- 
finanzministerium (BMF) 2021 ein Schreiben veröffentlicht, nach dem eine einjährige 
Nutzungsdauer für Hard- und Software zugrunde gelegt werden kann. Nun hat das 
BMF sein Schreiben aus dem Jahr 2021 aktualisiert. Es hält zwar am grundsätzli-
chen Ansatz einer einjährigen Nutzungsdauer fest, aber stellt auch fest, dass die da-
rauf beruhende Abschreibung weder eine besondere Form der Abschreibung noch 
eine neue Abschreibungsmethode ist und dass es sich auch nicht um eine Sofortab-
schreibung wie bei geringwertigen Wirtschaftsgütern handelt. Außerdem stellt das 
BMF u. a. klar, dass der Steuerpflichtige von der Annahme einer einjährigen Nut-
zungsdauer auch abweichen kann. 
Aus dem Hinweis des BMF, dass es sich nicht um eine Sofortabschreibung handelt, 
folgt, dass die Soft- und Hardware kein geringwertiges Wirtschaftsgut ist und auch 
nicht als solche bilanziert werden darf, wenn die Soft- und Hardware die Betrags-
grenze von 800 Euro für geringwertige Wirtschaftsgüter überschreitet. Auch bei einer 
grundsätzlich anzunehmenden Nutzungsdauer von einem Jahr gilt, dass  
· die Abschreibung im Zeitpunkt der Anschaffung oder Herstellung bzw. bei Fertigstellung der 

Soft- und Hardware beginnt,  

· die Wirtschaftsgüter in das Bestandsverzeichnis für das Anlagevermögen aufzunehmen sind,  

· der Steuerpflichtige von dieser Annahme auch abweichen kann und  

· die Anwendung anderer Abschreibungsmethoden möglich ist.  

Das BMF beanstandet es nicht, wenn die Abschreibung auf der Grundlage einer ein-
jährigen Nutzungsdauer im Jahr der Anschaffung oder Herstellung in voller Höhe 
vorgenommen wird. Die Regelung findet auch für sog. Überschusseinkünfte (z. B. 
Vermietungseinkünfte oder Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit) Anwendung. 

Veräußerungsgewinn aus dem Verkauf eines selbst bewohnten „Garten-
hauses“ unterliegt nicht der Einkommensteuer 
Werden Grundstücke binnen zehn Jahren nach der Anschaffung veräußert, unterliegt 
der dabei erzielte Veräußerungsgewinn der Besteuerung. Ausgenommen sind Im-
mobilien, die im Zeitraum zwischen Anschaffung und Veräußerung ausschließlich zu 



 
eigenen Wohnzwecken genutzt wurden. Eine solche privilegierte Nutzung liegt auch 
dann vor, wenn der Steuerpflichtige ein voll erschlossenes „Gartenhaus“ baurechts-
widrig dauerhaft bewohnt. Dies entschied der Bundesfinanzhof. 
Im Streitfall veräußerte der Kläger innerhalb des Zehn-Jahres-Zeitraums Grundstü-
cke, die in einem Kleingartengelände liegen und auf denen sich ein von ihm selbst 
bewohntes „Gartenhaus“ befindet. Das beklagte Finanzamt unterwarf den bei der 
Veräußerung entstandenen Gewinn - ebenso wie das Finanzgericht - der Einkom-
mensteuer. Dem ist der BFH entgegengetreten.  

Unwetterschäden steuerlich geltend machen 
Durch Sturm oder Unwetter entstandene Schäden können unter bestimmten Voraus-
setzungen als außergewöhnliche Belastungen geltend gemacht werden. 
Es müssen alle Versicherungsmöglichkeiten ausgeschöpft worden sein. Eigenes 
Verschulden, Schadenersatzansprüche und Erstattungsmöglichkeiten dürfen nicht 
vorliegen. Es muss sich um einen existenziellen Gegenstand handeln, d. h. steuer-
lich begünstigt sind nur die Wiederbeschaffung oder Reparatur von existenziell not-
wendigen Gegenständen. Dazu gehören Wohnung, Möbel, Hausrat und Kleidung. 
Es muss ein unabwendbares Ereignis stattgefunden haben. Es muss sich um ein 
plötzliches und über- 
raschend eintretendes Ereignis handeln. Dazu gehören  
z. B. Hochwasser, sintflutartiger Regenfall, Hagel,  
Orkan, Erdrutsch, ein plötzlicher und unerwarteter Grundwasseranstieg, ein Wasser-
rückstau in einer Drainageleitung aufgrund von Hochwasser. Nicht zu den unab-
wendbaren Ereignissen zählt ein allmählicher Grundwasseranstieg wegen höherer 
Niederschlagsmengen in einem Feuchtgebiet. 
Von der Summe der gesamten außergewöhnlichen Belastungen allgemeiner Art, die 
in der Einkommen- 
steuererklärung geltend gemacht werden, zieht das  
Finanzamt automatisch die sog. zumutbare Belastung ab. Die Höhe der zumutbaren 
Belastung richtet sich nach dem Gesamtbetrag der Einkünfte, dem Familienstand 
und der Anzahl der Kinder. 

Zur Besteuerung von Gewinnen aus der Veräußerung von Kryptowäh-
rungen 
Gewinne, die aus der Veräußerung von Kryptowährungen erzielt werden, sind bei 
Vorliegen eines privaten Veräußerungsgeschäfts einkommensteuerpflichtig. So ent-
schied das Finanzgericht Köln im nachfolgenden Fall. 
Der Kläger verfügte zu Beginn des Jahres 2017 über zuvor erworbene Bitcoins. Die-
se tauschte er im Januar 2017 zunächst in Ethereum-Einheiten und die Ethereum-
Einheiten im Juni 2017 in Monero-Einheiten. Ende des Jahres 2017 tauschte er sei-
ne Monero-Einheiten teilweise wieder in Bitcoins und veräußerte diese noch im glei-
chen Jahr. Für die Abwicklung der Geschäfte hatte der Kläger über digitale Handels-
plattformen entweder Kaufverträge mit Anbietern bestimmter Kryptowerte zu aktuel-
len Kursen oder Tauschverträge, bei denen er eigene Kryptowerte als Gegenleistung 
eingesetzt hat, geschlossen. Der Kläger erklärte den aus der Veräußerung erzielten 
Gewinn von rund 3,4 Mio. Euro in seiner Einkommensteuererklärung 2017 als Ein-
künfte aus privaten Veräußerungsgeschäften. Das Finanzamt setzte die Einkom-
mensteuer erklärungsgemäß fest. Der Kläger legte daraufhin Einspruch ein. Zur Be-
gründung führte er im Wesentlichen aus, dass bei der Besteuerung von Veräuße-
rungsgewinnen aus Kryptowährungen ein strukturelles Vollzugsdefizit bestehe und 



 
ein Verstoß gegen den Bestimmtheitsgrundsatz vorliege. Daher dürften diese Ge-
winne nicht besteuert werden. Im Übrigen fehle es bei Kryptowährungen an der er-
forderlichen Veräußerung eines "Wirtschaftsguts". Das Finanz- 
gericht Köln wies die Klage ab. 

Aufwendungen für häusliches Arbeitszimmer einer Flugbegleiterin 
Im Streitfall ging es um eine Flugbegleiterin, die Aufwendungen in Höhe von 1.250 
Euro für ein häusliches Arbeitszimmer geltend machte. Das Arbeitszimmer sei für die 
im Zusammenhang mit ihrem Beruf anfallenden Vor- und Nachbereitungstätigkeiten 
erforderlich, da ihr für diese Tätigkeiten kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung 
steht. Für die dort verrichteten Arbeiten stand ihr unstreitig kein anderer Arbeitsplatz 
zur Verfügung. Das Finanzgericht war der Ansicht, angesichts des sehr geringen An-
teils dieser Arbeiten im Verhältnis zur Gesamtarbeitszeit der Klägerin sei das Vorhal-
ten des Arbeitszimmers nicht erforderlich, da diese Arbeiten auch andernorts (z. B. 
am Küchentisch) hätten ausgeführt werden können. 
Dieser Ansicht folgte der Bundesfinanzhof nicht. Das Gesetz regele, unter welchen 
Voraussetzungen und in welcher Höhe Aufwendungen für ein häusliches Arbeits-
zimmer abziehbar seien. Das Gesetz typisiere die Erforderlichkeit der beruflichen 
oder betrieblichen Nutzung des Arbeitszimmers für die Fälle, dass kein anderer Ar-
beitsplatz zur Verfügung steht oder das Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten 
Betätigung bildet, ohne den Begriff der Erforderlichkeit zu einer zu überprüfenden 
Voraussetzung für den Abzug zu machen. Ob der Steuerpflichtige die Arbeiten, für 
die ihm kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht, leicht an einem anderen Ort in 
der Wohnung (z. B. am Küchentisch, im Esszimmer) hätte erledigen können, sei 
nach Ansicht des Gerichts deshalb unerheblich. 
Hinweis: Das hört sich jetzt uninteressant für alle nicht Flugbegleiter an, wichtig ist 
aber die Aussage des Urteils, sprich kein Arbeitsplatz vorhanden, dann ist ein Ar-
beitszimmer möglich, wenn gewisse Arbeiten für die Anstellung notwendig sind. 

Lohn- und Gehalt      

Für zusammengeballte Überstundenvergütungen ermäßigter Steuersatz 
Im Streitfall hatte der Kläger über einen Zeitraum von drei Jahren in erheblichem Um-
fang Überstunden geleistet. Erst im vierten Jahr wurden dem Kläger die Überstunden 
in einer Summe vergütet. Das Finanzamt unterwarf die Überstundenvergütung dem 
normalen Einkommensteuertarif. 
Der Bundesfinanzhof folgte dem Antrag des Klägers und wendete auf den Nachzah-
lungsbetrag den ermäßigten Steuertarif an. Er stellte klar, dass die Tarifermäßigung 
nicht nur auf die Nachzahlung von Festlohnbestandteilen, sondern auch auf Nach-
zahlungen von variablen Lohnbestandteilen - hier in Form der Überstundenvergütun-
gen - Anwendung finde. Hier wie dort sei allein entscheidend, ob die nachgezahlte 
Vergütung für einen Zeitraum von mehr als zwölf Monaten veranlagungszeitraum-
übergreifend geleistet worden sei. 
Mit steigendem Einkommen erhöht sich die Einkommensteuer progressiv. Wenn 
Vergütungen für eine mehrjährige Tätigkeit nicht laufend, sondern in einer Summe 
ausgezahlt werden, führt der Progressions- 
effekt zu einer vom Gesetzgeber nicht gewollten Steuer(mehr)belastung. Um die 
progressive Wirkung des Einkommensteuertarifs bei dem zusammengeballten Zu-
fluss von Lohnnachzahlungen zu mildern, sieht das Gesetz die Besteuerung dieser 
Nachzahlungen mit einem ermäßigten Steuersatz vor. Voraussetzung ist allerdings, 
dass die Nachzahlung sich auf die Vergütung für eine Tätigkeit bezieht, die sich über 



 
mindestens zwei Veranlagungszeiträume erstreckt und einen Zeitraum von mehr als 
zwölf Monaten umfasst.  

Zur Rechtswirksamkeit der Kündigung eines Arbeitsverhältnisses per 
WhatsApp 
Wenn die Kündigung eines Arbeitsverhältnisses in Form eines Fotos via WhatsApp 
übermittelt wird, ist sie nicht rechtswirksam. So entschied das Landesarbeitsgericht 
München. 
Das Landesarbeitsgericht gab dem Kläger Recht. Die per WhatsApp zugestellte frist-
lose Kündigung sei nichtig, da sie gegen das Schriftformerfordernis verstoße. Das 
Schriftformerfordernis sei erst dann erfüllt, wenn das Kündigungsschreiben vom Ar-
beitgeber  
eigenhändig durch Namensunterschrift oder mittels notariell beglaubigten Handzei-
chens unterzeichnet wurde. Diese Urkunde müsse dem Empfänger dann entspre-
chend zugehen. Auch das Argument des Arbeitgebers, dass der Beschäftigte seine 
aktuelle Anschrift nicht mitgeteilt habe, sodass er die Kündigung nicht per Post zu-
stellen konnte, ließ das Gericht nicht gelten.  

Grunderwerbsteuer / Umwandlungsteuerrecht 

Zur Befreiung von der Grunderwerbsteuer bei Ausgliederung zur Neu-
gründung 
Grunderwerbsteuer ist nicht zu erheben, wenn Grundbesitz im Rahmen einer Aus-
gliederung zur Neugründung von einem Einzelunternehmer auf die neu gegründete, 
ihm als Alleingesellschafter gehörende GmbH übergeht. So entschied das Sächsi-
sche Finanzgericht. 
Gemäß § 6a GrEStG wird für einen steuerbaren Rechtsvorgang auf Grund einer 
Umwandlung, einer Einbringung oder eines anderen Erwerbsvorgangs auf gesell-
schaftsvertraglicher Grundlage die Steuer nicht erhoben. § 6a Satz 1 GrEStG gilt nur, 
wenn an dem dort genannten Rechtsvorgang ausschließlich ein herrschendes Un-
ternehmen und ein oder mehrere von diesem herrschenden Unternehmen abhängige 
Gesellschaften oder mehrere von einem herrschenden Unternehmen abhängige Ge-
sellschaften beteiligt sind.  

Gewerbesteuer 

Wann und warum erfolgt eine Gewerbesteuer- 
zerlegung? 
Die von den gewerblichen Betrieben zu leistende Gewerbesteuer steht den Städten 
und Gemeinden zu. Jede Gemeinde kann die Höhe des Steuersatzes für diese 
Steuer selbst bestimmen. Dieser Steuersatz (= Hebesatz) auf den vom Finanzamt 
festgestellten Gewerbesteuermessbetrag beträgt 200 % (Minimum) bis z. Zt. 580 %. 
Der tatsächlich niedrigste Satz für Städte ab 80.000 Einwohner liegt bei 250 % (Le-
verkusen) und der Höchstsatz wird in Mülheim a. d. Ruhr verlangt (DATEV Tabellen 
und Informationen 2021). Der Durchschnitt der Hebesätze liegt bei rd. 450 %.  
Im Gewerbesteuergesetz sind dafür folgende Regelungen enthalten: 
· Besteht in der Gemeinde die einzige Betriebsstätte des Unternehmens, erhält diese Gemein-

de die Steuer. 

· Hat das Unternehmen dagegen mehrere Betriebsstätten, dann wird der Gewerbesteuer-
messbetrag auf die unterschiedlichen Orte aufgeteilt (in der Gesetzessprache: zerlegt). Das 



 
gleiche erfolgt für eine Betriebsstätte, die sich über das Gebiet mehrerer Gemeinden er-
streckt. 

· Maßstab für diese Zerlegung sind die in der jeweiligen Gemeinde an die dort beschäftigten 
Arbeitnehmer gezahlten Arbeitslöhne. 

Als Betriebsstätte ist jede feste Einrichtung anzusehen, die dem Unternehmen dient 
(§ 12 AO). Dazu zählen aber auch Baustellen oder Montagen, die in einer Gemeinde 
länger als sechs Monate andauern. 
Die Arbeitslöhne je Betriebsstätte sind für die Zerlegung noch wie folgt zu korrigieren: 
· Beträge über 50.000 Euro jährlich und Gewinntantiemen rechnen nicht zum Arbeitslohn 

· Vergütungen an Auszubildende aller Art zählen ebenfalls nicht zum Arbeitslohn 

· Die Tätigkeit der mitarbeitenden Unternehmer (bzw. Mitunternehmer) ist mit jährlich 25.000 
Euro anzusetzen und ggf. auf die verschiedenen Betriebsstätten nach den Tätigkeitszeiten 
aufzuteilen. 

Diese Zerlegung ist auf der Grundlage der Angaben des Unternehmens in einer Er-
klärung vom Finanzamt des Sitzes der Geschäftsleitung vorzunehmen. Ergibt sich 
aufgrund der Zerlegung für eine Gemeinde ein Kleinbetrag von bis zu 10 Euro, wird 
diese Gemeinde an der Zerlegung nicht berücksichtigt, dieser Anteil wird der Ge-
schäftsleitungsgemeinde zugeschlagen. Nach Durchführung der Zerlegung durch 
das Finanzamt der Geschäftsleitung bekommt das Unternehmen darüber einen Be-
scheid und die jeweiligen Gemeinden werden über ihren Anteil am Messbetrag in-
formiert. Erst auf dieser Grundlage kann die Gemeinde dann die Gewerbesteuer 
festsetzen. 


